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Bußgeldrelevanter Verstoß gegen das Arbeitnehmerentsendegesetz 

(Mindestlohnverstoß) 
Mindestlohnverstoß durch unzulässige Arbeitszeitkonten 

 
Wird eine Arbeitszeitflexibilisierung, d. h. die Führung von Arbeitszeitkonten, praktiziert, so ist 
darauf zu achten, dass diese den Vorschriften des § 3 Nr. 1.4 Bundesrahmentarifvertrages 
für das Baugewerbe (BRTV) entspricht. Andernfalls besteht ein Anspruch auf Auszahlung 
des Mindestlohnes bis zum 15. des Folgemonats. Werden Arbeitszeitkonten geführt, die 
nicht den Vorschriften des § 3 Nr. 1.4 BRTV entsprechen, liegt ein Verstoß gegen das Arbeit-
nehmerentsendegesetzes (AEntG) vor. Dies ergibt sich aus: 
 
- § 2 Abs. 4 Tarifvertrag zur Regelung der Mindestlöhne im Baugewerbe im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland (TV 

Mindestlohn):“Der Anspruch auf den Mindestlohn wird spätestens am 15. des Monats fällig, der auf den Monat folgt, für 
den er zu zahlen ist. Dies gilt nicht für Betriebe, soweit diese nachweislich eine betriebliche Arbeitszeitflexibilisierung unter 
den Voraussetzungen des § 3 Nr. 1.4 BRTV durchführen.“ 

 
- § 3 Nr. 1.4 BRTV: „Betriebliche Arbeitszeitverteilung in einem zwölfmonatigem Ausgleichszeitraum 

 
1.41 Durchführung 
 
Durch Betriebsvereinbarung oder, wenn kein Betriebsrat besteht, durch einzelvertragliche Vereinbarung kann für einen 
Zeitraum von zwölf zusammenhängenden Lohnabrechnungszeiträumen (zwölfmonatiger Ausgleichszeitraum) eine von 
der tariflichen Arbeitszeitverteilung abweichende Verteilung der Arbeitszeit auf die einzelnen Werktage ohne Mehrarbeits-
zuschlag vereinbart werden, wenn gleichzeitig ein Monatslohn nach Nr. 1.42 gezahlt wird. Aus dieser Betriebsverein-
barung bzw. der einzelvertraglichen Vereinbarung muss sich ergeben, in welcher Form und mit welcher Ankündigungsfrist 
die jeweilige werktägliche Arbeitszeit festgelegt wird. 
Der Arbeitgeber kann innerhalb von zwölf Kalendermonaten 150 Arbeitsstunden vor- und 30 Arbeitsstunden nacharbeiten 
lassen. Die Lage und die Verteilung dieser Arbeitsstunden im Ausgleichszeitraum ist im Einvernehmen mit dem Betriebs-
rat oder, wenn kein Betriebsrat besteht, im Einvernehmen mit dem Arbeitnehmer festzulegen. 
 
1.42 Monatslohn 
 
Bei betrieblicher Arbeitszeitverteilung wird während des gesamten Ausgleichszeitraumes unabhängig von der jeweiligen 
monatlichen Arbeitszeit in den Monaten April bis November ein Monatslohn in Höhe von 178 Gesamttarifstundenlöhnen 
und in den Monaten Dezember bis März ein Monatslohn in Höhe von 164 Gesamttarifstundenlöhnen gezahlt. 
Der Monatslohn mindert sich um den Gesamttarifstundenlohn für diejenigen Arbeitsstunden, welche infolge von Urlaub, 
Krankheit, Kurzarbeit, Zeiten ohne Entgeltfortzahlung, Zeiten unbezahlter Freistellung und Zeiten unentschuldigten 
Fehlens ausfallen; er mindert sich auch für diejenigen Ausfallstunden außerhalb der Schlechtwetterzeit, die infolge 
zwingender Witterungsgründe ausfallen, soweit kein Ausgleich über das Ausgleichskonto erfolgt. Soweit für diese Zeiten 
eine Vergütung oder Lohnersatzleistung erfolgt, wird diese neben dem verminderten Monatslohn ausgezahlt. 
Für die Vergütung von gesetzlichen Wochenfeiertagen und Freistellungstagen nach  § 4 Nrn. 2 und 3 ist die tarifliche 
Arbeitszeitverteilung nach Nr. 1.2 maßgeblich; um diesen Betrag mindert sich der Monatslohn. 
 
1.43 Arbeitszeit- und Entgeltkonto (Ausgleichskonto) 
 
Für jeden Arbeitnehmer wird ein individuelles Ausgleichskonto eingerichtet. Auf diesem Ausgleichskonto ist die Differenz 
zwischen dem Lohn für die tatsächlich geleisteten Arbeitsstunden und dem nach Nr. 1.42 errechneten Monatslohn für 
jeden Arbeitnehmer gutzuschreiben bzw. zu belasten. Lohn für Leistungslohn-Mehrstunden darf nicht einbehalten und 
gutgeschrieben werden. Die Frage einer Verzinsung des Guthabens ist betrieblich zu regeln. 
Das Arbeitszeitguthaben und der dafür einbehaltene Lohn dürfen zu keinem Zeitpunkt 150 Stunden, die Arbeitszeitschuld 
und der dafür bereits gezahlte Lohn dürfen zu keinem Zeitpunkt 30 Stunden überschreiten. Wird ein Guthaben für 150 
Stunden erreicht, so ist der Lohn für die darüber hinausgehenden Stunden neben dem Monatslohn auszuzahlen. 
Auf dem Ausgleichskonto gutgeschriebener Lohn darf nur zum Ausgleich für den Monatslohn, bei witterungsbedingtem 
Arbeitsausfall, am Ende des Ausgleichszeitraumes nach Maßgabe des folgenden Absatzes, bei Ausscheiden des 
Arbeitnehmers oder im Todesfall ausgezahlt werden. 
Das Ausgleichskonto soll nach zwölf Kalendermonaten ausgeglichen sein. Besteht am Ende des Ausgleichszeitraumes 
noch ein Guthaben, so sind die dem Guthaben zugrunde liegenden Vorarbeitsstunden und das dafür gutgeschriebene 
Arbeitsentgelt unter Anrechnung auf das zuschlagfreie Vorarbeitsvolumen des neuen Ausgleichszeitraumes in diesen zu 
übertragen. Durch freiwillige Betriebsvereinbarung oder einzelvertragliche Vereinbarung kann abweichend vom 
vorherigen Satz eine Abgeltung des Guthabens am Ende des Ausgleichszeitraumes vereinbart werden; die Rechtsfolgen 
des § 175 Abs. 5 Satz 3 SGB III sind dabei zu beachten.  
Besteht am Ende des Ausgleichszeitraumes eine Zeitschuld, so ist diese in den nächsten Ausgleichszeitraum zu 
übertragen und in diesem auszugleichen. Bei Ausscheiden des Arbeitnehmers sind etwaige Guthaben oder Schulden 
auszugleichen. 
 
1.44 Absicherung des Ausgleichskontos“ (Text nicht abgedruckt, siehe www.sozialkasse-berlin.de) 

 


